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Satzung 

über die Erhebung von Abgaben 
für die zentrale Abwasserbeseitigung 

der Gemeinde Wesseln 
vom 16. 09. 2004 

(Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung) 
in der Fassung der 6. Änderungssatzung vom 01.01.2024 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung Schleswig-Holstein, der §§ 1, 2, 6, 8 und 9 des Kommunalabga-
bengesetzes Schleswig-Holstein, des Art. 11 des Gesetzes zur Regelung abgabenrechtlicher Vorschriften 
vom 24.11.1998 und der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes wird 
nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 16.09.2004 folgende Satzung erlassen: 
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I.   Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung 
 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtungen 

 
 Die Gemeinde betreibt eine zentrale öffentliche Einrichtung für die Schmutzwasserbeseitigung und 

die Niederschlagswasserbeseitigung nach Maßgabe des § 1 ihrer Satzung über die Leitungsge-
bundene Abwasserbeseitigung (Abwasserleitungssatzung) in der jeweils geltenden Fassung. 

 
 

§ 2 
Abgabenerhebung 

 
(1) Die Gemeinde erhebt Beiträge für die Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasserbeseiti-

gungseinrichtungen. Die Erschließung von Grundstücken in neuen Baugebieten (räumliche Erwei-
terung der Abwasserbeseitigungsanlagen) sowie die Herstellung zusätzlicher Grundstücksan-
schlüsse gelten als Herstellung zentraler öffentlicher Abwasserbeseitigungseinrichtungen. 

 
(2) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau sowie für den Umbau zentraler öffentlicher Abwasser-

beseitigungsanlagen wird von der Gemeinde ggf. in einer besonderen Satzung geregelt. 
 
(3) Die Gemeinde erhebt für die Vorhaltung und Inanspruchnahme ihrer öffentlichen Einrichtungen zur 

Abwasserbeseitigung Gebühren. 
 

 § 3  
 Kostenerstattungen 

 
Die Gemeinde fordert Kostenerstattungen bzw. Aufwendungsersatz für zusätzliche Grundstücksanschlüs-
se nach Maßgabe der Allgemeinen Abwasserbeseitigungssatzung (§ 22). Soweit Grundstücksanschlüsse 
nach ihrer Herstellung in die öffentlichen Einrichtungen einbezogen werden, gilt dies nur für die Herstellung 
von zusätzlichen Grundstücksanschlüssen. 
 
 
II. Abschnitt: Beiträge für die zentrale Abwasserbeseitigung 
 

§ 4 
Grundsätze der Beitragserhebung 

 
(1) Die Gemeinde erhebt einmalige Beiträge für die zentrale öffentliche Einrichtung der Schmutz-und 

Niederschlagswasserbeseitigung. 
 
(2) Beiträge werden erhoben zur Abgeltung der Vorteile, die durch die Möglichkeit der Inanspruch-

nahme entstehen. 
 

§ 5 
Beitragsfähige Aufwendungen 

 
(1) Beitragsfähig sind alle Investitionsaufwendungen für die eigenen Anlagen der Gemeinde für die 

zentrale öffentliche Abwasserbeseitigung nach der Allgemeinen Abwasserbeseitigungssatzung. 
Aufwendungen für Anlagen Dritter (Baukostenzuschüsse) sind beitragsfähig, wenn die Gemeinde 
durch sie dauerhafte Nutzungsrechte an Abwasseranlagen erworben hat. 

 
(2) Bei der Berechnung der Beitragssätze sind Zuschüsse sowie die durch spezielle Deckungsmittel 

auf andere Weise gedeckten Aufwandsteile abzuziehen. 
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(3) Aufwendungen oder Aufwandsanteile für die Straßenentwässerung sind nicht beitragsfähig und bei 
der Beitragskalkulation herauszurechnen. 

 
(4) Der nicht durch Beiträge, Zuschüsse oder auf andere Weise unmittelbar gedeckte Teil der Investi-

tionsaufwendungen wird ausschließlich durch Abschreibungen und Zinsen im Rahmen der Abwas-
sergebühren finanziert. 

 
 

§ 6 
Beitragsmaßstab und Beitragssatz 

 
(1) Der Anschlussbeitrag errechnet sich 

a) bei Wohngrundstücken nach der Zahl der an den einzelnen Anschluss anzuschließenden 
oder angeschlossenen selbständigen Wohneinheiten entsprechend Abs. 2 

b) bei Gewerbebetrieben nach der gewerblichen Nutzfläche entsprechend Abs. 3 
 

(2) Der Anschlussbeitrag beträgt für die erste an den einzelnen Hausanschluss anzuschließende 
oder angeschlossene selbständige Wohneinheit mit einer Wohnfläche 

 
   bis zu 50 qm    =     966,34 € 
                      mit mehr als 50 bis 100 qm =  1.610,57 € 
                      mit mehr als 100 qm  =  2.254,80 €   
 
und für jede weitere mit einer Wohnfläche 
 
   bis zu 50 qm             =    724,76 € 
                      mit mehr als 50 bis 100 qm = 1.207,93 € 
                      mit mehr als 100 qm   = 1.691,10 € 
 
Bei Anschluss mehrerer Wohneinheiten gilt die größte als die erste Wohneinheit. 
 
(3) Der Anschlussbeitrag beträgt für Gewerbebetriebe für die ersten an den einzelnen Anschluss 
 anzuschließenden oder angeschlossenen 50 qm gewerbliche Nutzfläche = 966,34 € und der 
 Steigerungsbetrag für jede weiteren angefangenen 50 qm gewerbliche Nutzfläche = 724,76 €. 
 
(4) Bei der Ermittlung der anrechenbaren Wohnflächen nach Abs. 2 ist die 2. Berechnungsverord-
 nung des Bundes in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden, jedoch ohne, 
 dass ein Abzug zulässig ist. Als gewerbliche Nutzfläche i. S. von Abs. 3 gelten Räume, die 
 beruflichen oder gewerblichen Zwecken zu dienen bestimmt sind, wobei Werkstätten und Lager
 räume ohne Wasseranschluss außer Ansatz bleiben. 
 
(5) Räume, die von öffentlichen Einrichtungen (Kirchen, Schulen, Behörden etc.), privaten Vereini-
 gungen sowie freiberuflich Tätigen (Ärzten, Rechtsanwälten), Architekten, Künstlern etc.) genutzt 
 werden, sind wie Gewerbebetriebe zu behandeln. Das gleiche gilt für Zelt- und Campingplätze, 
 wobei je angefangene 15 Zeiteinheiten einer gewerblichen Nutzfläche von 50 qm gleichstehen. 
 Die Zahl der Zelteinheiten bestimmt sich nach der aufgrund der Zeltverordnung des Landes er-
 teilten Erlaubnis. 

 
 
(6) Bei Zusammentreffen mehrerer Kriterien nach § 3 Abs. 1 a und b auf einem Grundstück ist ge-
  trennt zu veranlagen. 
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(7) Für unbebaute Grundstücke errechnet sich der Anschlussbeitrag abweichend von den Absätzen 

1, 2 und 3 nach Maßgabe der nach dem Bebauungsplan höchstzulässigen Geschossfläche und 
soweit kein Bebauungsplan aufgestellt ist oder dieser keine Festsetzungen über die Geschoss-
flächenzahl enthält, nach der Geschossfläche, die sich nach der tatsächlichen Eigenart des Be-
bauungsgebietes und dem Durchschnitt der in der näheren Umgebung vorhandenen Bebauung, 
bezogen auf die Geschossflächenzahl, ergibt. Dabei beträgt der Anschlussbeitrag für die ersten 
angefangenen 50 qm Geschossfläche = 966,34 € und für jede weiteren angefangenen 50 qm =  
724,76 €. Für Grundstücke, deren zulässiges Maß der baulichen Nutzung durch eine Baumas-
senzahl nach § 21 Baunutzungsverordnung festgesetzt worden ist, beträgt die Geschossflä-
chenzahl 1/16 der Baumassenzahl. 

 
(8)  Ist ein Grundstück nur an die Schmutzwasserleitung anzuschließen oder angeschlossen, so 
 ermäßigt sich der Beitrag nach den Absätzen 1 bis 7 um 11 v. H. Ist es nur an die Regenwasser-
 leitung anzuschließen oder angeschlossen, ermäßigt sich der Beitrag um 89 v. H. 
 

§ 7 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsein-

richtung angeschlossen werden können und für die 
 

1. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung festgesetzt ist, sobald sie 
bebaut, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise genutzt werden dürfen, 

 
2. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn 

sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwick-
lung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen, industriellen oder vergleichbaren Nut-
zung anstehen. 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung tatsächlich ange-

schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllt sind. 

 
(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne. 
 

§ 8 
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides Eigentümerin oder Eigentümer des 
Grundstücks oder zur Nutzung am Grundstück dinglich Berechtigte oder Berechtigter ist. Mehrere Bei-
tragspflichtige sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind 
die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 9 
Entstehung des Beitragsanspruchs 

 
(1)  Der Beitragsanspruch für die Anlagen der Schmutz- oder Niederschlagswasserbeseitigung entsteht    

mit der betriebsfertigen Herstellung der jeweiligen zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage 
vor dem Grundstück einschließlich des ersten Grundstücksanschlusses bei Anliegergrundstücken bis 
zum zu entwässernden Grundstück, bei Hinterliegergrundstücken bis zur Grenze des trennenden oder 
vermittelnden Grundstücks mit der Straße, in der die Leitung verlegt ist. Soweit ein Beitragsanspruch 
nach dem Satz 1 noch nicht entstanden ist, entsteht er spätestens mit dem tatsächlichen Anschluss. 

 
(2) Im Falle des § 7 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit der Ge-

nehmigung des Anschlusses nach der Allgemeinen Abwasserbeseitigungssatzung. 
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§ 10 
Vorauszahlungen 

 
Auf Beiträge können bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages Vorauszahlungen gefordert werden, 
sobald mit der Ausführung einer Maßnahme begonnen wird. § 10 gilt entsprechend. 
 
 

§ 11 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des Be-
scheides fällig. Bei der Erhebung von Vorauszahlungen können längere Fristen bestimmt werden. 
 
 

§ 12 
Ablösung 

 
Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag zwischen dem 
Beitragspflichtigen und der Gemeinde in Höhe des voraussichtlich entstehenden Anspruches abgelöst 
werden. Für die Berechnung des Ablösebetrages gelten die Bestimmungen dieser Satzung. 
 
 
III. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Abwasserbeseitigung 
 

§ 13 
Grundsätze der Gebührenerhebung 

 
(1) Für die Vorhaltung und die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasser-

beseitigungseinrichtungen und für die nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasser-
abgabe werden Abwassergebühren nach Maßgabe der folgenden Vorschriften erhoben. 

 
(2) Abwassergebühren werden für das Vorhalten der jederzeitigen Leistungsbereitschaft für die Grundstü-

cke, die an die öffentlichen zentralen Abwasseranlagen angeschlossen sind, und für die Grundstücke, 
die in die öffentlichen zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen einleiten oder in diese entwässern, er-
hoben. 

 
(3) In die Gebührenkalkulation gehen neben den Kosten für die eigenen Anlagen der Gemeinde auch lau-

fende Kosten für die Nutzung von Anlagen Dritter, deren die Gemeinde sich zur Abwasserbeseitigung 
bedient, die Abschreibungen aus Baukostenzuschüssen für Anlagen Dritter (§ 5 Abs. 1 Satz 2) und 
Abschreibungen für die Gemeinde unentgeltlich übertragene Abwasserbeseitigungsanlagen, insbe-
sondere aufgrund von Erschließungsverträgen, ein. Der Wert von unentgeltlich übergebenen Abwas-
seranlagen gilt für die Zinsberechnung als aus beitragsähnlichen Entgelten finanziert. 

 
 

§ 14 
Benutzungsgebührenmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 

 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die tatsächliche Inan-

spruchnahme berücksichtigenden Maßstab erhoben. 
 
(2) Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die Schmutzwassermenge, die in die öffentlichen Abwasserbe-

seitigungsanlagen gelangt. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 cbm Schmutzwasser. 
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(3) Als in die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen gelangt gelten 
 

1 die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanla- 
gen zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

 
2. die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte 

Wassermenge, 
 

3. die tatsächlich eingeleitete Schmutzwassermenge, insbesondere soweit eine 
Abwassermesseinrichtung besteht. 

 
(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt nicht 

angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Schmutzwassermenge von der Gemeinde unter Zu-
grundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und Berücksichti-
gung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt, dabei ist mindestens ein 
Verbrauch von 45 cbm pro Jahr für jede am 20. 09. des Vorjahres im Haushalt des/der Ge-
bührenpflichtigen mit Hauptwohnung gemeldeten Person anzunehmen. 

 
(5) Die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 1, die aus privaten Wasserversorgungsanlagen entnom-

men wurde, und die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 2 hat der Gebührenpflichtige der Ge-
meinde für den Bemessungszeitraum (Kalenderjahr) bis zum 31. August des laufenden Jah-
res anzuzeigen. Sie ist durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf 
seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgeset-
zes entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als 
Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die 
Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können. 

 
(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigung gelangt sind, 

werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres bis zum 31.  Ja-
nuar des folgenden Jahres zu stellen. Für den Nachweis gilt Abs. 5 sinngemäß. Die Gemein-
de  kann nach Anhörung des Antragstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern. Zuviel 
erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. Eine Berücksichtigung bei der Ab-
wasserabrechnung erfolgt erst ab einer Menge von 10 cbm oder beim Wechsel des Gebüh-
renschuldners, wobei diese Menge sich aus mehreren Abrechnungszeiträumen ergeben 
kann. 

 
(7) Ist ein Nachweis durch Wasserzähler nicht möglich, sind für die Viehhaltung bei der Bemes-

sung der Gebühren für die Schmutzwasserbeseitigung je Großvieheinheit und Jahr auf An-
trag 12 m³ abzusetzen. Dabei gelten 

 
1. 1 Pferd als 1,0, 
2. 1 Rind bei gemischtem Bestand als 0,66, 
3. 1 Rind bei reinem Milchviehbestand als 1,0, 
4. 1 Schwein bei gemischtem Bestand als 0, 16, 
5. 1 Schwein bei reinem Zuchtschweinebestand als 0,33 

 
Großvieheinheiten; maßgebend ist das am 4. Dezember des Bemessungszeitraums (Ka-
lenderjahr) gehaltene Vieh. Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
(8) Absetzungen nach Absatz 7 entfallen, soweit dabei für den Gebührenschuldner 35 m³ je 

Haushaltsangehörigen und Jahr unterschritten werden. 
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§ 15 
Benutzungsgebührenmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der bebauten und 

befestigten Fläche (versiegelte Fläche) auf dem Grundstück, von der Niederschlagswasser in 
die Abwasseranlagen gelangt, erhoben. Satz 1 gilt auch für Niederschlagswasser, das nicht 
über den Grundstücksanschluss, sondern über öffentliche Straßenflächen oder über Entwäs-
serungsanlagen der Gemeinde, die nicht Bestandteil der Einrichtung zur Niederschlagswas-
serbeseitigung sind, in die Abwasseranlagen gelangt. Bebaute und befestigte Flächen, auf 
denen Teile des anfallenden Niederschlagswassers versickern können, insbesondere Ra-
sendächer, Rasengittersteine und bebaute und befestigte Flächen, die an Zisternen mit Not-
überlauf an den Niederschlagswasserkanal angeschlossen sind, werden nur zur Hälfte be-
rücksichtigt. Die Fläche wird auf 25 Quadratmeter auf- und abgerundet. Mindestens sind 25 
Quadratmeter anzusetzen. 

 
(2) Änderungen der auf ihren Grundstücken im Erhebungszeitraum bebauten und befestigten 

Flächen haben die Grundstückseigentümer unverzüglich, spätestens zum 31.12. des laufen-
den Jahres, zu erklären. Maßgebend für die Gebührenbemessung ist die bebaute und befes-
tigte Fläche am 1. Januar des Bemessungszeitraums (Kalenderjahr). Die Erklärung ist eine 
Abgabenerklärung i.S. der Abgabenordnung. 

 
§ 16 

Erhebungszeitraum 
 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben wird (§ 

18 Abs. 3, 4 und 5) und die Ableseperiode nicht mit dem Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) 
übereinstimmt, gilt als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der Wasserver-
brauch der Ableseperiode. 

 
§ 17 

Gebührenpflicht 
 
Die Gebührenpflicht für die Gebühr besteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen ist und den zentralen öffentlichen Abwasserbe-
seitigungseinrichtungen von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. 
 

§ 18 
Entstehung des Gebührenanspruchs 

 
(1) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Inanspruchnahme durch die Einleitung. Die Abrech-

nung entstandener Ansprüche erfolgt jährlich (§ 15). Es werden Vorausleistungen für schon 
entstandene Teilansprüche erhoben (§18). 

 
(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch damit für den 

abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind der bisherige und der neue 
Gebührenschuldner Gesamtschuldner. 

 
§ 19 

Vorausleistungen 
 
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf die 

Gebühren verlangt werden. Die Höhe richtet sich nach der Gebührenschuld des Vorjahres 
oder dem voraussichtlichen Entgelt für das laufende Jahr. 
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(2) Vorausleistungen werden mit je einem Drittel des Betrages nach Absatz 1 Satz 2 am 01.01., 
01.04. und 01.07. erhoben. 

 
§ 20 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner sind die Grundstückseigentümer und dinglich Nutzungsberech- 
       tigten, bei Wohnungs- oder Teileigentum die Wohnungs- oder Teileigentümer. 
 
(2) Mehrere Eigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-

samtschuldner. Das gilt auch für die Wohnungs- und Teileigentümer in einer Eigentümerge-
meinschaft hinsichtlich der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. 

 
 

§ 21 
Fälligkeit 

 
Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Be-
kanntgabe des Bescheides fällig; § 17 Abs. 2 bleibt unberührt. 

 
§ 22 

Gebührensätze 
 
Die Gebühr beträgt: 
 

1. für die Schmutzwasserbeseitigung 2,90 EUR je cbm Schmutzwasser 
2. für die Niederschlagswasserbeseitigung 3,21 EUR je 25 m² versiegelter Fläche. 

 
 
IV. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

§ 23 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung 
und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechtsver-
hältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber in-
nerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die 
die Berechnung der Abgaben beeinflussen (z.B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführun-
gen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich 
der Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen 
neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde dürfen nach Maßga-
be der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgabener-
hebung festzustellen oder zu überprüfen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 
 

§ 24 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichten und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der Ver-

anlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen 
und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts 
nach dem Baugesetzbuch der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem Grund-
buch, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch die 
Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Be-
hörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung wei-
terverarbeiten. 
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(2) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder 
in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist die Ge-
meinde berechtigt, sich die zur Feststellung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der 
Abgaben nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezoge-
nen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Da-
ten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 

 
(3) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und von 

nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den 
für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Da-
ten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuver-
arbeiten. 

 
§ 25 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 14 Abs. 5 und § 22der Satzung sind Ordnungswid-
rigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 

 
§ 26 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Abgabensatzung tritt am 01.10.2004 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die 

leitungsgebundene Abwasseranlage der Gemeinde Wesseln vom 15.11.1984 in der Fassung 
der 3. Änderungssatzung vom 17.10.2002 außer Kraft. 

 
(3) Soweit Abgabenansprüche vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstanden sind, gelten die 

dafür maßgebenden Regelungen. 
 
(4) Soweit Beitragsansprüche vor der öffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung aber nach 

dem Inkrafttreten oder vorgesehenen Inkrafttreten der Satzung nach Abs. 2 entstanden sind, 
werden die Beitragspflichtigen nicht ungünstiger gestellt als nach der bisherigen Satzung. 

 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
Wesseln, 16.09.2004 
 
 
 
        
            gez. Möller 
          Bürgermeister 


